
mal sagen - wir sprechen hier über ein Modell, das wir dann ein­
zigen in die rechtsstaatliche Ordnung, die wir alle anstreben und 
die wir zielstrebig aufbauen. Wir werden nichts aufgeben, was 
an Sicherungen rechtlicher und sozialer Natur existiert, bevor 
wir nicht andere, wie ich glaube, bessere rechtliche und soziale 
Regelungen getroffen haben.

(Beifall vor allem bei der Koalition)

Ich will es noch an einem Spezialfall klarmachen. Wir haben zu 
Beginn unserer Regierungstätigkeit darüber nachgedacht, wel­
che Unterstellung am zweckmäßigsten sei für die Kindergärten. 
Ich denke, es besteht breiter Konsens darüber, daß Kindergar­
ten- und Familienerziehung eine große Einheit bilden, daß dies 
nicht gegeneinander gesetzt werden kann, sondern daß das als 
eine Einheit begriffen werden kann und daß es durchaus ein 
denkbarer Ansatz wäre, die Verantwortung dafür im Ministe­
rium für Familie und Frauen zu haben.

(Vereinzelt Beifall)

Wir waren uns von vornherein darüber einig, daß dadurch die 
Stellung der Kindergärtnerinnen als Pädagogen nicht berührt 
würde. Da wir aber die außerordentliche Sorge und die zuneh­
mende Verunsicherung zur Kenntnis nehmen mußten, daß die 
Kindergärtnerinnen nicht mehr diesen von uns allen gewollten 
Status haben, deshalb haben wir es bei der Unterstellung unter 
das Ministerium für Bildung und Wissenschaft belassen, wobei 
vir uns völlig darüber einig sind, daß das Bildungskonzept der 

Kindergärten, der Vorschulerziehung natürlich ein gemeinsa­
mes Anliegen des Familien- und Frauenministeriums und des 
Ministeriums für Bildung und Wissenschaft ist.

(Beifall)

Sie wissen, meine Damen und Herren, daß wir auch für solche 
schwierigen Probleme wie betriebliche Berufsschulen, betriebli­
che Kindergärten im Ministerrat bereits Regelungen beschlos­
sen haben. Ich will und muß hier offen zugeben, daß diese Rege­
lungen immer noch nicht greifen, weil zwischen dem Ministe­
rium einerseits und den Pädagogen, die in der Praxis tätig sind, 
andererseits es schlicht Zwischenschichten gibt, wo wir uns 
nicht mehr in allen Fällen, ich will es mal ganz zurückhaltend for­
mulieren, auf die eigentlich selbstverständliche Kooperation 
von Verantwortlichen im Staatsapparat verlassen können. Ich 
gehe davon aus, daß dies ein Problem ist, das weiterhin durch die 
Ergebnisse des 6. Mai geklärt ist.

(Beifall bei CDU/DA)

Es gibt schließlich das große Problem der Gehaltsforderun­
gen. Wenn ich mich mit Kollegen im Bildungswesen unterhalte 

._,jnd wenn ich das vergleiche mit dem, was mir mehr oder weni­
ger offiziell auf den Tisch kommt, dann muß ich hier einen deut­
lichen Kontrast feststellen. Und ich erlebte es auch heute wieder 
bei den beiden Demonstrationen - vor dem Gebäude des Mini­
steriums für Bildung und Wissenschaft und dann auch, als es 
uns gelang, zu einem Gespräch zu kommen bei der Demonstra­
tion vor der Volkskammer. Die Kollegen in der Schule und im 
Kindergarten haben ganz realistische Vorstellungen. Ihnen geht 
es darum, daß es im Ergebnis der Wirtschafts-, Währungs- und 
Sozialunion nicht zu einer Verschlechterung ihrer Lage kommt, 
und das ist selbstverständlich auch die Absicht und der erklärte 
Wille der Regierung.

Wenn ich mir dann aber Forderungen ansehe, wo steht: Wir 
verlangen 100% Gehaltserhöhung innerhalb von vier Tagen, 
oder wir streiken, oder 70 % des Gehalts in der Bundesrepublik, 
oder wir streiken und ähnliches, dann muß ich sagen, dies sind 
Forderungen, wo man doch wohl über den politischen Hinter­
grund solcher Forderungen nachzudenken berechtigt ist.

(Beifall)

Es gibt durchaus Grund zu der Annahme, daß der eine oder an­
dere hier echte Profilierungschancen wittert.

Wir alle wissen, wir stehen in einer schwierigen Situation, und 
jeder im Lande weiß, wer für diese schwierige Lage verantwort­
lich ist.

(Beifall bei CDU/DA)

Die Regierung ist zu zwei Dingen fest entschlossen: erstens, 
alles zu tun, daß es nicht zu einer Verschlechterung der Lage der 
Pädagogen oder der Bürger dieses Landes insgesamt kommt, 
und zweitens, daß wir bei den Angehörigen des Bildungswesens 
natürlich sehr sorgfältig darauf achten werden, wenn es zu all 
dem kommt, was wir alle erhoffen und was wir jetzt alle vorberei­
ten, nämlich wenn wir dann die Ärmel hochkrempeln unter dem 
neuen Bedingungsgefüge und die Wirtschaft einen Aufschwung 
nimmt, dann werde ich zusammen mit allen Kollegen der Regie­
rung mit aller Energie darauf achten, daß die Lehrer und Päd­
agogen und alle Angehörigen des Bildungswesens nicht auf dem 
Bahnsteig stehen bleiben, wenn der Zug abfährt, sondern wir 
werden uns rechtzeitig einen Platz im Zuge sichern. Das kann 
ich hier allen deutlich erklären.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin, Dr. Schmieder:

Danke schön, Herr Minister Meyer, für Ihre Erklärung.

Bevor wir in die Mittagspause eintreten, gestatten Sie mir 
noch drei kurze Informationen:

Zum ersten: Der Geschäftsordnungsausschuß trifft sich, wie 
eben angekündigt, jetzt in der vierten Etage, Salon 4, Spreeseite.

Der Aussuß für Bildung, so möchte es der Vorsitzende, Abge­
ordneter Konrad Eimer, trifft sich jetzt im Konferenzraum, 
Spreeseite, 4. Etage.

Des weiteren möchte ich darauf hinweisen, daß die Fraktionen 
bitte ihre Wortmeldungen zu den Tagungsordnungspunkten 4 
und 6 an das Präsidium einreichen.

Damit tritt die 6. Tagung in eine Pause. Wir setzen fort um 
14.30 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung)

Stellvertreterin der Präsidentin Dr. Niederkirchner:

Entsprechend unserem Demokratisierungsprozeß auch im 
Präsidium teilen wir uns die Sitzungsführung, und das Präsi­
dium hat mich beauftragt, die Nachmittagssitzung hierzu leiten. 
Mir liegt ein Geschäftsordnungsantrag vor.

(Zuruf: Frau Präsidentin, sind Anfragen zu den Ausführungen 
des Herrn Minister Meyer möglich?)

Im Prinzip sind Anfragen möglich, aber sie müssen sofort als 
Zwischenfragen gestellt werden. Das heißt, während der Aus­
führende noch hier vorn steht, müssen Sie ans Mikrofon gehen 
und sich melden.

Es steht noch die Abstimmung zu den Tagesordnungspunkten 
2 und 3 aus. Dazu hat sich zur Auslegung der Geschäftsordnung 
der Geschäftsordnungsausschuß in der Pause zusammengefun­
den und eine Entscheidung getroffen. Ich bitte dazu den Stell­
vertreter der Frau Präsidentin, Herrn Abgeordneten Dr. Höpp- 
ner, das Wort zu nehmen.

Dr. Höppner (SPD):

Frau Präsidentin! Verehrte Abgeordnete! Ich bin vom Ge­
schäftsordnungsausschuß beauftragt worden, Ihnen das Ergeb­
nis unserer Beratungen mitzuteilen.

Wir hatten zunächst zu entscheiden: Was bedeutet „gemeinsa­
me Beratung“, wie sie in § 13 Abs. 2 unserer Geschäftsordnung 
vorgesehen ist? Dort heißt es:

„Gleichartige oder im Sachzusammenhang stehende Ver­
handlungsgegenstände können gemeinsam beraten werden.“
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(Vereinzelt Beifall)


